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A. Amtliche Bekanntmachungen des 

Salzlandkreises 
 
 Sitzung des Kreisausschusses am 

28.06.2011 
 
Datum: Mittwoch, 28.06.2011, 17:00 Uhr 

 
Ort: 
 

Salzlandkreis, Bernburg Haus 1 
Kreistagssitzungssaal  
(3. Obergeschoss), Karlsplatz 37  
in 06406 Bernburg (Saale)  

 
Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1 Geschäftsordnung 
 
1.1 Eröffnung der Sitzung 
 
1.2 Feststellung der ordnungsgemäßen 

Ladung, der Beschlussfähigkeit 
und der Tagesordnung des öffentli-
chen Teils 

 
1.3 Einwendungen gegen die Nieder-

schrift über den öffentlichen Teil 
der Sitzungen am 04.05.2011 und 
11.05.2011 
 

2 Überplanmäßige Ausgabe in der 
Haushaltsstelle Sachverständigen 
und Gerichtskosten  
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/695/2011 

 
3 Stundung der Kreisumlage für die 

Gemeinde Börde-Hakel für die Mo-
nate März 2011 bis September 
2011 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/694/2011 
 

4 Stundung der Kreisumlage der 
Stadt Egeln für die Monate April 
2011 bis September 2011  
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/696/2011 

 
5 Vorstand Schloß Hoym Stiftung 

hier: Entsendung von Mitgliedern 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/704/2011 
 

6 Anfragen und Anregungen 

 
7 Schließung des öffentlichen Teils 

der Sitzung 
 
 
Nichtöffentlicher Teil 
 
8 Geschäftsordnung 
 
8.1 Feststellung der Tagesordnung des 

nichtöffentlichen Teils 
 
8.2 Einwendungen gegen die Nieder-

schrift über den nichtöffentlichen 
Teil der Sitzungen am 04.05.2011 
und 11.05.2011 

 
9 Berichterstattung zum Stand des 

Transaktionsverfahrens betreffend 
die Veräußerungen der Kliniken 

 
10 Gewährung eines Gesellschafter-

zuschusses an die Kreisverkehrs-
gesellschaft Bernburg - KVG mbH 
als außerplanmäßige Ausgabe 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/691/2011 
 

11 Vergabe - Straßenbaumaßnahme 
K 2111 - OL Strenznaundorf  
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/702/2011 
 

12 Vergabe - Lieferung und Miete von 
350 DMS-Scannern und 6 Drucker-
aufsätzen für das Jobcenter des 
Salzlandkreises 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/697/2011 

 
13 Vergabe - Miete von 215 Stück 

PC's für Büroumgebung auf der 
Grundlage eines "BVB-
Mietvertrages"  
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/698/2011 

 
14 Vergabe - Unterhaltsreinigung für 

die Förderschule "Pestalozzi" in 
Aschersleben  
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/705/2011 
 

15 Anfragen und Anregungen 
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16 Schließung des nichtöffentlichen 

Teils der Sitzung 
 
 
gez. Gerstner 
Ausschussvorsitzender 
 
 
 Sitzung des Gesundheits- und 

Sozialausschusses am 28.06.2011 
 

Datum: Dienstag, 28.06.2011, 17:00 Uhr 
 

Ort: 
 

Kreisvolkshochschule des  
Salzlandkreises  
Standort Bernburg / Aula 
Vor dem Nienburger Tor 13 a 
in 06406 Bernburg (Saale) 

 
Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1 Geschäftsordnung 
 
1.1 Eröffnung der Sitzung 
 
1.2 Feststellung der ordnungsgemäßen 

Ladung, der Beschlussfähigkeit 
und der Tagesordnung des öffentli-
chen Teils 

 
2 Jahresbericht 2010 der Arbeitsge-

meinschaft SGB II Aschersleben-
Staßfurt 
Information - Vorlage: M/305/2011 

 
3 Jahresbericht 2010 zur Umsetzung 

der Aufgaben nach dem SGB II in 
der Region des ehemaligen Land-
kreises Bernburg 
Information - Vorlage: M/302/2011 

 
4 Jahresbericht der Kommunalen 

Beschäftigungsagentur Schö-
nebeck 2010 
Information - Vorlage: M/310/2011 

 
5 Jahresbericht des Amtes Bera-

tungsdienste nach dem SGB II und 
XII des Salzlandkreises über das 
Jahr 2010 (Kommunale Eingliede-
rungsleistungen)  
Information - Vorlage: M/308/2011 

 
 

 
6 Jahresbericht 2010 der Suchtbera-

tungs- und Behandlungsstelle 
Schönebeck (AWO Kreisverband 
Salzland e.V.) 
Information - Vorlage: M/309/2011 

 
7 Tätigkeitsbericht 2010 der Psycho-

sozialen Beratung und Betreuung 
des Paritätischen Integrativen 
Netzwerkes e.V. 
Information - Vorlage: M/306/2011 

 
8 Tätigkeitsbericht 2010 der Schuld-

ner- und Verbraucherinsolvenzbe-
ratung des Paritätischen Integrati-
ven Netzwerkes e.V. 
Information - Vorlage: M/307/2011 

 
9 Tätigkeitsbericht aus dem Sozial-

psychiatrischem Dienst für das 
Jahr 2010 
Information - Vorlage: M/317/2011 

 
10 Jahresbericht 2010 des ehrenamt-

lichen Behindertenbeauftragten des  
Salzlandkreises 
Information - Vorlage: M/319/2011 

 
11 Mitteilung über die weitere Umset-

zung des Gesamtplanverfahrens in 
der Eingliederungshilfe im Salz-
landkreis 
Information - Vorlage: M/318/2011 

 
12 Bericht zur Situation der Frauen-

häuser im Salzlandkreis 
Information - Vorlage: M/320/2011 

 
13 Anfragen und Anregungen 
 
14 Schließung des öffentlichen Teils 

der Sitzung 
 
 
Nichtöffentlicher Teil 
 
15 Geschäftsordnung 
 
15.1 Feststellung der Tagesordnung des 

nichtöffentlichen Teils 
 
16 Anfragen und Anregungen 
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17 Schließung des nichtöffentlichen 

Teils der Sitzung 
 
 
gez. Ralf-Peter Schmidt 
Ausschussvorsitzender  
 
 
 Sitzung des Betriebsausschusses 

des Abfallwirtschaftsbetriebes des 
Salzlandkreises am 30.06.2011 

 
Datum: Donnerstag, 30.06.2011, 17:00 Uhr 

 
Ort: 
 

Abfallwirtschaftsbetrieb des 
Salzlandkreises 
Heinrichstraße 29 
in 06449 Aschersleben 

 
Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1 Geschäftsordnung 
 
1.1 Eröffnung der Sitzung 
 
1.2 Feststellung der ordnungsgemäßen 

Ladung, der Beschlussfähigkeit 
und der Tagesordnung des öffentli-
chen Teils 
 

1.3 Einwendungen gegen die Nieder-
schrift über den öffentlichen Teil 
der Sitzung am 07.04.2011 
 

2 Bericht des Betriebsleiters über 
wichtige Angelegenheiten des Be-
triebes 

 
3 Anfragen und Anregungen 
 
4 Schließung des öffentlichen Teils 

der Sitzung 
 
Nichtöffentlicher Teil 
 
5 Geschäftsordnung 
 
5.1 Feststellung der Tagesordnung des 

nichtöffentlichen Teil 
 
5.2 Einwendungen gegen die Nieder-

schrift über den nichtöffentlichen 
Teil der Sitzung am 07.04.2011 

 

 
6 Information des Betriebsleiters über 

wichtige Angelegenheiten des Be-
triebes 

 
7 Übernahme und Verwertung von 

Papier und Pappe aus der haus-
haltsnahen Sammlung des Abfall-
wirtschaftsbetriebes des Salzland-
kreises 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/703/2011 
 

8 Anfragen und Anregungen 
 
9 Schließung des nichtöffentlichen 

Teils der Sitzung 
 
 
gez. Gerstner 
Ausschussvorsitzender 
 
 
C. Amtliche Bekanntmachungen sons-

tiger Dienststellen 
 
Jobcenter Salzlandkreis 
 
 
 
Der Inhalt dieses Abschnittes 
 
 eine Benachrichtigung gemäß § 10 

Verwaltungszustellungsgesetz des 
Jobcenters Salzlandkreis 

 
wurde am 22.02.2021 aus datenschutz-
rechtlichen Gründen gelöscht. 
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Wasser- und Abwasserzweckverband 
„Bode-Wipper“ 
 
Verbandssatzung des Wasser- und Ab-
wasserzweckverbandes „Bode-Wipper“ 

 
Auf Grund der §§ 6, 8 und 16 des Geset-
zes über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(GKG LSA) vom 26.Februar 1998 (GVBl 
LSA S. 81), in der Fassung der Bekannt-
machung vom 25.02.2004 (GVBl. LSA S. 
80) hat die Verbandsversammlung des 
Wasser- und Abwasserzweckverbandes 
„Bode-Wipper“ in ihrer Sitzung am 
17.05.2011 folgende Verbandssatzung 
beschlossen: 
 
 

§ 1 
Grundsätze 

 
(1) Die in der Anlage 1 zur Satzung aufge-
führten Städte und Gemeinden bilden den 
Wasser- und Abwasserzweckverband 
„Bode-Wipper“. 
 
(2) Verbandsgebiet ist das Gebiet der be-
teiligten Gemeinden, ausgenommen sind 
Orte oder Ortsteile, die von einem anderen 
Aufgabenträger der Trinkwasserversor-
gung oder Abwasserentsorgung hoheitlich 
betreut werden bzw. diese Aufgabe selbst 
wahrnehmen. 
 
(3) Der Zweckverband hat seinen Sitz in 
Staßfurt. 
 
(4) Der Verband führt ein Dienstsiegel, das 
dem beigefügten Dienstsiegelabdruck ent-
spricht. 
 
(5) Der Verband strebt nicht an, Gewinne 
zu erzielen. 
 
 
 

§ 2 
Aufgaben des Verbandes 

 
(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, 
die nachfolgend aufgeführten Städte und 
Verbandsgemeinden, die dem Zweckver-
band die Aufgabe der Trinkwasserversor-
gung übertragen haben, mit Trinkwasser 
zu versorgen und im Rahmen seiner tech-
nischen Möglichkeiten, die Löschwasser-
versorgung zu fördern: 

 
 Verbandsgemeinde Egelner-Mulde  
 Verbandsgemeinde Saale-Wipper für 

die Stadt Güsten 
 Verbandsgemeinde Westliche-Börde 

für die Stadt Kroppenstedt 
 Stadt Staßfurt einschließlich der Ort-

schaften Athensleben, Hohenerxleben, 
Löderburg, Neundorf (Anhalt),  Rath-
mannsdorf und Förderstedt (ohne 
Brumby, Glöthe und Üllnitz) 

 Stadt Hecklingen für die Ortschaften 
Groß Börnecke, Hecklingen und 
Schneidlingen. 

 
(2) Der Zweckverband hat weiterhin die 
Aufgabe, für die nachfolgend aufgeführten 
Städte und Verbandsgemeinden, die dem 
Zweckverband die Aufgabe der Schmutz-
wasserbeseitigung übertragen haben, die 
Schmutzwasserbeseitigung, einschließlich 
der Entsorgung von Kleinkläranlagen und 
abflusslosen Sammelgruben zu erfüllen: 
 
 Stadt Aschersleben für die Ortschaften 

Klein Schierstedt, Wilsleben, Winnin-
gen und Schackenthal  

 Verbandsgemeinde Egelner-Mulde  
 Verbandsgemeinde Saale-Wipper für 

die Stadt Güsten und die Gemeinde 
Giersleben 

 Stadt Hecklingen für die Ortschaften 
Groß Börnecke, Hecklingen und 
Schneidlingen 

 Stadt Staßfurt. 
 
(2a) Der Zweckverband hat auch die Auf-
gabe, für die nachfolgend aufgeführten 
Städte und Verbandsgemeinden, die dem 
Zweckverband die Aufgabe der Beseiti-
gung des Niederschlagswassers für 
Grundstücke auf denen keine Versicke-
rung möglich ist, übertragen haben, 
durchzuführen: 
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 Stadt Aschersleben für die Ortschaft 
Winningen 

 Verbandsgemeinde Egelner-Mulde  
 Stadt Hecklingen für die Ortschaften 

Groß Börnecke, Hecklingen und 
Schneidlingen 

 Stadt Staßfurt für die Ortschaften 
Athensleben, Neundorf (Anhalt) und 
Löderburg. 

 
(3) Die im Eigentum der Verbandsmitglie-
der und deren Mitgliedsgemeinden ste-
henden Grundstücke kann der Verband 
zum Ableiten und Durchleiten von 
Schmutzwasser, Trinkwasser sowie Nie-
derschlagswasser und für Bauwerke im 
Leitungsnetz entgeltfrei in Anspruch neh-
men, soweit das zur Durchführung seiner 
Aufgaben erforderlich ist und die bisherige 
Nutzung dadurch nicht behindert wird.  

 
(4) Der Zweckverband kann sich an wirt-
schaftlichen Unternehmen beteiligen, die 
zur Sicherung der Aufgaben des Verban-
des dienen. 
 
(5) Die zum Verband gehörenden Städte 
und Verbandsgemeinden können dem 
Zweckverband die Niederschlagswasser-
beseitigung als gesonderte Dienstleistung 
im Sinne von § 151 Absatz 7 Wasserge-
setz LSA übertragen. 
 
(6) Zur Erfüllung seiner Aufgaben plant, 
baut, unterhält, betreibt, erneuert, verbes-
sert und verwaltet der Zweckverband die 
für das Verbandsgebiet notwendigen An-
lagen.  
 
(7) Der Zweckverband kann als Ge-
schäftsbesorger für Dritte auf dem Gebiet 
der Trinkwasserversorgung und Abwas-
serbeseitigung tätig werden, sofern hier-
durch keine wirtschaftliche Verschlechte-
rung für die Verbandsmitglieder eintritt. 
 
 

§ 3 
Organe 

 
Organe des Zweckverbandes sind: 
 
- die Verbandsversammlung 
- der Verbandsgeschäftsführer. 
 
 
 

§ 4 
Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung besteht 
aus einem Vertreter je Verbandsmitglied 
mit Stimmrecht. Der stimmberechtigte Ver-
treter der Stadt/Verbandsgemeinde in der 
Verbandsversammlung und sein Stellver-
treter werden vom Gemeinderat gewählt 
und dem Verband schriftlich benannt.  
 
(2) Jedes Verbandsmitglied hat eine 
Stimme pro angefangene 1000 Einwoh-
ner. Maßgebend sind die Einwohnerzah-
len, die das Landesamt für Statistik bzw. 
für Ortsteile die Einwohnermeldeämter, 
am 31. Dezember des vorletzten Jahres 
ermittelt haben. Hat die Stadt Staßfurt 
mehr als 50 % der Einwohner im Ver-
bandsgebiet gilt folgende Regelung: 
Jede Mitgliedsgemeinde, mit Ausnahme 
der Stadt Staßfurt, hat je angefangene 
1.000 Einwohner eine Stimme. Die Stadt 
Staßfurt hat so viele Stimmen, wie die an-
deren Mitgliedsgemeinden zusammen. Die 
Stimmen eines Verbandsmitgliedes kön-
nen nur einheitlich abgegeben werden. 
 
(3) Die Stimmenverteilung ist bis zum 
31.12. eines jeden Jahres für das Folge-
jahr zu ermitteln und spätestens mit der 
Einladung zur ersten Verbandsversamm-
lung des Folgejahres bekannt zu machen. 
 
(4) Die Verbandsversammlung wählt in ih-
rer ersten Sitzung zu Beginn einer jeden 
Kommunalwahlperiode unter Leitung des 
an Lebensjahren ältesten, nicht kandidie-
renden Mitglieds aus ihrer Mitte den Vor-
sitzenden der Verbandsversammlung und 
einen Stellvertreter für die Dauer der 
Kommunalwahlperiode. Nach Ablauf der 
Wahlperiode führt der Vorsitzende der 
Verbandsversammlung seine Tätigkeit bis 
zur Neuwahl des Vorsitzenden der Ver-
bandsversammlung fort. Scheidet er aus, 
so nimmt sein Vertreter die Geschäfte bis 
zur Neuwahl des Vorsitzenden der Ver-
bandsversammlung wahr. Er leitet die Sit-
zungen der Verbandsversammlung. Er ist 
ehrenamtlich tätig. Weitere Befugnisse, 
insbesondere im Außenverhältnis, stehen 
ihm nicht zu. Er bleibt bis zur Wahl eines 
neuen Vorsitzenden der Verbandsver-
sammlung im Amt. 
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§ 5 
Aufgaben der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung des Ver-
bandes beschließt über alle Angelegenhei-
ten des Verbandes, soweit diese nicht 
dem Verbandsgeschäftsführer übertragen 
wurden.  
 
(2) Die Verbandsversammlung ist zustän-
dig für: 
 
1. den Erlass, die Änderung und die Auf-
hebung von Satzungen. 
 
2. den Erlass und die Änderung des Wirt-
schaftsplanes, des Investitionsprogramms, 
die Zustimmung zu über- und außerplan-
mäßigen Ausgaben und Verpflichtungser-
mächtigungen, sofern sie einen Wertum-
fang von 30.000 Euro überschreiten und 
nicht als Geschäfte der laufenden Verwal-
tung gelten, die Feststellung des Jahres-
abschlusses, insbesondere die Verwen-
dung der für das Wirtschaftsjahr einge-
planten Finanzierungsmittel und die Ent-
lastung des Verbandsgeschäftsführers. 
 
3. die Verfügung über Verbandsvermögen, 
Veräußerung und Belastungen von 
Grundstücken, Schenkungen und Darle-
hen des Verbandes, soweit sie den Betrag 
von 30.000 Euro überschreiten. 
 
4. die Verpachtung von Einrichtungen des 
Verbandes sowie die Übertragung der Be-
triebsführung dieser Einrichtungen auf 
Dritte. 
 
5. die Beteiligung des Verbandes an pri-
vatrechtlichen Unternehmen, sowie die 
Übertragung von Verbandsvermögen auf 
diese Unternehmen. 
 
6. die Festsetzung des Kreditrahmens, 
Übernahme von Bürgschaften, Abschluss 
von Gewährverträgen, Bestellung sonsti-
ger Sicherheiten sowie wirtschaftlich 
gleich zu achtender Rechtsgeschäfte. 
 
7. Verträge mit Verbandsmitgliedern und 
Verbandsvertretern sowie dem Verbands-
geschäftsführer, deren Vermögenswert 
den Betrag von 25.000 Euro übersteigt, es 
sei denn es handelt sich um Verträge auf-
grund einer förmlichen Ausschreibung. 
 

8. die Bestellung und Abberufung von Ver-
tretern des Verbandes in Unternehmen, an 
denen der Verband beteiligt ist. 
 
9. den Verzicht auf Ansprüche des Ver-
bandes und den Abschluss von Verglei-
chen, soweit sie den Betrag von 15.000 
Euro überschreiten. 
 
10. die Aufnahme von neuen Verbands-
mitgliedern. 
 
11. das Ausscheiden von Verbandsmit-
gliedern. 
 
12. das Auflösen des Verbandes. 
 
13. die Festsetzung der Verbandsumlage. 

 
14. die Führung von Rechtsstreitigkeiten 
durch den Verband von erheblicher Be-
deutung.  
 
15. die Wahl, Wiederwahl und vorzeitige 
Abwahl des Verbandsgeschäftsführers. 
 
16. Vergaben nach VOB und VOL, wenn 
der Wert im Wirtschaftsplan 500.000 EUR 
überschreitet bzw. bei einer außerplan-
mäßigen Ausgabe bei einer Wertgrenze 
über 50.000 EUR. 
 
17. Einstellung und Entlassung von Be-
diensteten des Zweckverbandes mit einer 
Vergütung in den Entgeltgruppen 12-15 
des TVöD im Einvernehmen mit dem Ver-
bandsgeschäftsführer. 
 
18. den Vorschlag eines Wirtschaftsprü-
fers. 
 
Die in dieser Satzung genannten Wert-
grenzen stellen Bruttobeträge dar. 
 
(3) Die Verbandsversammlung nimmt ge-
genüber einem mit Dienstvertrag beschäf-
tigten hauptamtlichen Verbandsgeschäfts-
führer die Aufgaben des Arbeitgebers 
wahr. Gegenüber einem beamteten Ver-
bandsgeschäftsführer ist sie Dienstvorge-
setzter, höherer Dienstvorgesetzter und 
oberste Dienstbehörde. 
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§ 6 
Einberufung der  

Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung wird vom 
Vorsitzenden der Verbandsversammlung 
im Einvernehmen mit dem Verbandsge-
schäftsführer einberufen. Die Einberufung 
hat in einer angemessenen Frist, mindes-
tens jedoch zwei Wochen vor der Sitzung 
unter Mitteilung der Verhandlungsgegen-
stände zu erfolgen. In Notfällen kann ohne 
Frist und formlos und nur unter Angabe 
der Verhandlungsgegenstände einberufen 
werden. Die Verbandsversammlung ist 
einzuberufen, so oft es die Geschäftslage 
erfordert, jedoch mindestens einmal im 
Jahr. Der Vorsitzende der Verbandsver-
sammlung hat die Verbandsversammlung 
unverzüglich einzuberufen, wenn ein Vier-
tel der Gesamtstimmen der Verbandsver-
sammlung unter Angabe des Beratungs-
gegenstandes dies verlangt. 
 
(2) Der Vorsitzende der Verbandsver-
sammlung stellt im Benehmen mit dem 
Verbands-geschäftsführer die Tagesord-
nung auf. 
 
(3) Die Sitzungen der Verbandsversamm-
lung sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist 
auszuschließen, wenn das öffentliche 
Wohl oder berechtigte Interessen Einzel-
ner, insbesondere bei Personalangele-
genheiten, Ausübung des Vorkaufsrechts, 
Grundstücksangelegenheiten und Verga-
beentscheidungen, dies erfordern. 
 
 

§ 7 
Wahl und Rechtsstellung des  

Verbandsgeschäftsführers 
 

(1) Der Verbandsgeschäftsführer vertritt 
den Verband. Er ist hauptberuflich tätig. Er 
leitet die Verwaltung des Verbandes und 
ist Vorgesetzter, Dienstvorgesetzter, höhe-
rer Dienstvorgesetzter und oberste 
Dienstbehörde der Bediensteten des Ver-
bandes. Der Verbandsgeschäftsführer ist 
Mitglied der Verbandsversammlung mit 
beratender Stimme. 
 
(2) Der Verbandsgeschäftsführer wird von 
der Verbandsversammlung für die Dauer 
von sieben Jahren gewählt. Eine, auch  
 

mehrmalige, Wiederwahl ist möglich. Die 
Verbandsversammlung entscheidet, ob 
der Verbandsgeschäftsführer in ein Beam-
tenverhältnis auf Zeit berufen oder mit ei-
nem Anstellungsvertrag beschäftigt wird. 
Er scheidet mit Ablauf der Wahlperiode 
aus, sofern er nicht wieder gewählt wurde. 
 
(3) Eine vorzeitige Abwahl des Verbands-
geschäftsführers ist auf Antrag der Mehr-
heit der satzungsgemäßen Stimmenzahl 
der Verbandsversammlung möglich. Der 
Antrag bedarf der Begründung. Der Be-
schluss über die Abwahl darf frühestens 
vier Wochen nach Antragstellung erfolgen. 
Dem Verbandsgeschäftsführer ist Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben. 
Über den Antrag ist ohne Aussprache ge-
heim abzustimmen. Der Beschluss über 
die Abwahl bedarf der Mehrheit von zwei 
Dritteln der satzungsgemäßen Stimmen-
zahl der Verbandsversammlung. 
 
(4) Der Verbandsgeschäftsführer muss 
mindestens über die Befähigung zum ge-
hobenen allgemeinen Verwaltungsdienst 
oder über einen den Anforderungen des 
Verbandes entsprechenden Fachhoch-
schulabschluss verfügen. Die Stelle des 
hauptamtlichen Verbandsgeschäftsführers 
ist öffentlich auszuschreiben; davon kann 
bei einer erneuten Bestellung durch Be-
schluss der Verbandsversammlung abge-
sehen werden. 
 
(5) Der Verbandsgeschäftsführer wird im 
Verhinderungsfall durch den stellvertre-
tenden Verbandsgeschäftsführer vertre-
ten. Der stellvertretende Verbandsge-
schäftsführer muss ein Bediensteter des 
Verbandes sein. Der stellvertretende Ver-
bandsgeschäftsführer wird durch den Ver-
bandsgeschäftsführer im Einvernehmen 
mit dem Vorsitzenden der Verbandsver-
sammlung benannt.  
 
 

§ 8 
Aufgaben des  

Verbandsgeschäftsführers 
 

(1) Der Verbandsgeschäftsführer vertritt 
entsprechend § 12 GKG-LSA den Zweck-
verband gerichtlich und außergerichtlich. 
Er leitet die Verwaltung des Zweckverban- 
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des, erledigt in eigener Verantwortung die 
Geschäfte der laufenden Verwaltung und 
entscheidet in Angelegenheiten, die ihm 
durch Verbandssatzung oder durch Be-
schluss der Verbandsversammlung zuge-
wiesen sind.  
 
(2) Der Verbandsgeschäftsführer hat die 
Beschlüsse der Verbandsversammlung 
vorzubereiten und ist für deren Vollzug 
verantwortlich. Er ist der Verbandsver-
sammlung gegenüber rechenschaftspflich-
tig. Er führt das Dienstsiegel und fertigt 
Satzungen aus. 
 
(3) Der Verbandsgeschäftsführer hat das 
Recht, in Fällen äußerster Dringlichkeit, 
deren Erledigung auch nicht bis zu einer 
ohne Frist und formlos einberufenen Ver-
bandsversammlung aufgeschoben werden 
kann, anstelle der Verbandsversammlung  
Entscheidungen zu treffen. Die Gründe für 
die Eilentscheidung sowie die Erledigung 
sind den Vertretern der Verbandsver-
sammlung unverzüglich mitzuteilen. Die 
Angelegenheit ist in die Tagesordnung der 
nächsten Verbandsversammlung zwin-
gend aufzunehmen.  
 
(4) Dem Verbandsgeschäftsführer werden 
zur alleinigen Entscheidung folgende Auf-
gaben übertragen: 
 
1. die Verfügung über Verbandsvermögen, 
die Vergabe von Darlehen und anderen 
Rechtsgeschäften, die den vorgenannten 
wirtschaftlich gleichkommen, und die Ver-
pflichtung zu solchen Geschäften bis zu 
einem Wert von 30.000 Euro im Einzelfall 
 
2. den Verzicht auf Ansprüche des Ver-
bandes und den Abschluss von Verglei-
chen, soweit sie den Betrag von 15.000 
Euro nicht überschreiten. 
 
3. die Vergabe nach VOB, VOL und VOF 
bis zu einem Wert von 500.000 EUR. Bei 
außerplanmäßigen Ausgaben beträgt die 
Grenze 50.000 EUR. 
 
4. die Aufnahme von Darlehen im Rahmen 
des von der Verbandsversammlung be-
schlossenen Wirtschaftsplanes. 
 
 
 
 

§ 9 
Beschlüsse und Wahlen der  

Verbandsversammlung 
 

(1) Die Beschlüsse werden mit einfacher 
Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden 
anwesenden vertretenen Stimmen getrof-
fen, soweit nichts anderes bestimmt ist. Es 
wird offen abgestimmt, soweit nichts ande-
res geregelt ist. Bei Stimmengleichheit gilt 
ein Antrag als abgelehnt. 
 
(2) Für die Aufnahme und das Ausschei-
den eines Mitglieds ist eine Mehrheit von 
mindestens zwei Dritteln der satzungsmä-
ßigen Stimmen der Verbandsversamm-
lung und die Mehrheit der Verbandsmit-
glieder erforderlich. Für die Abwahl des 
Verbandsgeschäftsführers ist die Mehrheit 
von zwei Dritteln der satzungsmäßigen 
Stimmenzahl der Verbandsversammlung 
erforderlich. 
 
 

§ 10 
Auslagenersatz und  

Aufwandsentschädigungen 
 
Für die Entschädigung der Vertreter der 
Verbandsmitglieder und des Vorsitzenden 
der Verbandsversammlung finden die 
Bestimmungen über den Auslagenersatz 
und die Aufwandsentschädigung bei eh-
renamtlicher Tätigkeit für die Gemeinde 
entsprechende Anwendung. Näheres re-
gelt eine Entschädigungssatzung. 
 
 

§ 11 
Wirtschaftsführung und  

Rechnungswesen 
 
(1) Für den Verband gelten die Vorschrif-
ten des Eigenbetriebsgesetzes vom 
24.03.1997 (GVB1 LSA S. 446) über die 
Wirtschaftsführung und das Rechnungs-
wesen der Eigenbetriebe unmittelbar. 
 
(2) Auf Unternehmen und Beteiligungen 
des Verbandes finden die für Gemeinden 
geltenden Vorschriften Anwendung. 
 
(3) Für die örtliche Prüfung ist das Rech-
nungsprüfungsamt des Salzlandkreises 
zuständig. 
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§ 12 
Verbandsumlage 

 
(1) Der Zweckverband erhebt von den 
Verbandsmitgliedern eine allgemeine Ver-
bandsumlage, wenn die Erträge ein-
schließlich der besonderen Umlagen die 
Aufwendungen nicht decken. Der Umla-
gebedarf wird nach dem Verhältnis der 
Einwohner aller Verbandsmitglieder zu 
den Einwohnern des einzelnen Ver-
bandsmitgliedes verteilt. Maßgebend ist 
hierbei immer die Einwohnerzahl, die das 
Landesamt für Statistik bzw. die Einwoh-
nermeldeämter am 31. Dezember des vor-
letzten Jahres ermittelt haben. 
 
(2) Soweit im Rahmen der Aufgabenerfül-
lung des Zweckverbandes die Übernahme 
und Tilgung besonderer Verbindlichkeiten 
zu Gunsten einzelner Zweckverbandsmit-
glieder erforderlich wird oder soweit die 
Aufgabenwahrnehmung einzelnen Zweck-
verbands- mitgliedern besondere Vorteile 
vermittelt, kann der Zweckverband auch 
von einzelnen Mitgliedern besondere Um-
lagen erheben. Die besonderen Umlagen 
müssen in einem angemessenen Verhält-
nis zu den Leistungen des Zweckverban-
des für seine Mitgliedsgemeinden stehen. 
Der besondere Umlagebedarf wird nach 
dem Verhältnis der Einwohner des einzel-
nen durch die Übernahme und Tilgung be-
sonderer Verbindlichkeiten begünstigten 
oder des durch die Aufgabenwahrneh-
mung besonders bevorteilten Verbands-
mitgliedes zu den Einwohnern aller hier-
durch begünstigten oder besonders bevor-
teilten Verbandsmitglieder verteilt. § 12 
Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.  
 
(3) Der Umlagebedarf und dessen Vertei-
lung auf die Mitglieder werden im Wirt-
schaftsplan festgesetzt.  
 
 

§ 13 
Ausscheiden und Kündigung aus  

wichtigem Grund 
 
(1) Will ein Verbandsmitglied aus dem 
Verband ausscheiden, so hat es dies 
schriftlich beim Verband zu beantragen. 
Der Austritt kann nur zum Ende eines 
Wirtschaftjahres erfolgen. Für die Abwick-
lung des Ausscheidens ist ein schriftlicher  
 

Vertrag zwischen dem ausscheidenden  
Mitglied und dem Zweckverband zu 
schließen. 
 
(2) Das Recht zur Kündigung aus wichti-
gem Grund bleibt unberührt. Ein wichtiger 
Grund liegt nur vor, wenn Tatsachen vor-
liegen, auf Grund derer dem Mitglied unter 
Berücksichtigung aller Umstände des Ein-
zelfalles und unter Abwägung der Interes-
sen sowohl des Mitgliedes als auch des 
Zweckverbandes die Fortsetzung der Mit-
gliedschaft nicht zuzumuten ist. Nicht zu-
mutbar ist die Mitgliedschaft für ein Ver-
bandsmitglied erst dann, wenn seine Exis-
tenz oder seine Aufgabenerfüllung gefähr-
det würde, zwischen Leistung und Nutzen 
ein extremes und unzumutbares Missver-
hältnis besteht, ein übermäßiger Kosten-
aufwand für die zu erledigende Aufgabe 
entsteht und alle Möglichkeiten des Inte-
ressenausgleichs über den Zweckverband 
erfolglos ausgeschöpft sind. Ein wichtiger 
Grund liegt danach regelmäßig nicht vor 
bei Nichterfüllung bestimmter Erwartun-
gen, Enttäuschung über die Entwicklung 
des Zweckverbandes, Änderung des Um-
lageschlüssels mit stärkerer Belastung von 
Verbandsmitgliedern sowie der Möglich-
keit, die übertragenen Aufgaben anderwei-
tig kostengünstiger und bürgernäher erfül-
len zu lassen. Für die Abwicklung im Fall 
der Kündigung gilt Abs. 1 Satz 3 entspre-
chend. 
 
(3) Das Ausscheiden und die Kündigung 
bedürfen der Genehmigung durch die 
Kommunalaufsicht. 
 
(4) Fallen Verbandsmitglieder durch Ein-
gliederung in andere Gemeinden, durch 
Zusammenschlüsse mit anderen Gemein-
den, durch Auflösung oder aus einem an-
deren Grund weg, tritt die Gemeinde, in 
die das Verbandsmitglied eingegliedert ist 
oder mit dem es zusammengeschlossen 
wird, in die Rechtsstellung des weggefal-
lenen Verbandsmitgliedes ein. 
 
(5) Wenn Gründe des öffentlichen Wohles 
nicht entgegenstehen, kann der Zweck-
verband im Falle des Abs. 4 binnen drei 
Monaten vom Wirksamwerden der Ände-
rung an das neue Verbandsmitglied aus-
schließen; in gleicher Weise kann das  
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Verbandsmitglied seinen Austritt aus dem 
Zweckverband erklären. Ausschluss und 
Austritt bedürfen der Genehmigung der 
Kommunalaufsichtsbehörde. 
 
 

§ 14 
Auflösung des Verbandes 

 
(1) Der Verband ist aufzulösen, wenn 
 
a) durch das Ausscheiden von Verbands-
mitgliedern nur noch ein Verbandsmitglied 
im Verband übrig bleibt oder 
 
b) die Verbandsversammlung mit einer 
qualifizierten Mehrheit von 2/3 der Stim-
men aller Verbandsmitglieder die Auflö-
sung des Verbandes beschließt. 
 
(2) Die Abwicklung, insbesondere die Auf-
teilung des Verbandsvermögens und Ein-
zelheiten der Auseinandersetzung werden 
durch Vertrag geregelt. Können sich die 
Verbandsmitglieder nicht innerhalb ange-
messener Frist, die in der Regel sechs 
Monate beträgt, über die Abwicklung eini-
gen, trifft die Kommunalaufsichtsbehörde 
die erforderlichen Bestimmungen. 
 
 

§ 15 
Öffentliche Bekanntmachungen 

 

(1) Soweit Rechtsvorschriften nichts ande-
res bestimmen, erfolgen die gesetzlich er-
forderlichen Bekanntmachungen im Amts-
blatt des Wasser- und Abwasserzweck-
verbandes „Bode-Wipper“.  
 

(2) Pläne, Karten oder Zeichnungen, die 
Bestandteil einer Satzung oder einer Be-
kanntmachung gemäß Abs. 1 sind, kön-
nen veröffentlicht werden, indem sie in der 
Geschäftsstelle des Zweckverbandes in 
Staßfurt, Am Schütz 2 während der 
Sprechzeiten zur Einsicht ausliegen. Auf 
die Auslegung wird nach Absatz 1 hinge-
wiesen. 
 

(3) Ort, Zeit und Tagesordnung der Sit-
zungen der Verbandsversammlung wer-
den im Amtsblatt des Wasser- und Ab-
wasserzweckverbandes „Bode-Wipper“ 
bekannt gemacht.  
 
 
 

§ 16 
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung ist durch die Aufsichtsbe-
hörde zu genehmigen. Sie tritt am Tage 
nach der öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung des 
Wasser- und Abwasserzweckverbandes 
"Bode-Wipper" vom 28.01.2004 in der 
Fassung der 4. Satzung zur Änderung der 
Verbandssatzung vom 23.03.2010 außer 
Kraft. 
 
Staßfurt, den 17.05.2011  
 
 
gez. Dr. Rosenthal           (Siegel) 
Verbandsgeschäftsführer 
 
 
Anmerkung: 
 
Mit Schreiben vom 06.06.2011 teilte die 
Kommunalaufsicht / Rechtsamt des Salz-
landkreises dem WAZV Bode-Wipper mit, 
dass nach § 14 Abs. 2 GKG – LSA eine 
Genehmigung der Kommunalaufsicht nicht 
zu erteilen war und nach erfolgter Veröf-
fentlichung die Verbandssatzung materiell 
rechtmäßig ist. 
 
Staßfurt, den 10.06.2011 
 
 
gez. Dr. Rosenthal 
Verbandsgeschäftsführer   
 
 
 
Anlage 1 zur Verbandssatzung des Was-
ser- und Abwasserzweckverbandes „Bo-
de-Wipper“ ab 01.01.2011 
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Anlage 1 zur Verbandssatzung des Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Bode-Wipper“ 
ab 01.01.2011 
 
 

Mitgliedsgemeinden des WAZV „Bode-Wipper“ 
 

Stimmverteilung gemäß § 4 Abs. 2 der Verbandssatzung 
 

 
Nr. 

 

 
Mitgliedsgemeinde 

 
Einwohner per 

31.12.2009 
 

 
Stimmen 

 
1 

 
Stadt Staßfurt 

 
29.277 

 
29 

 
 

2 
 

Stadt Aschersleben 
 

OT Klein Schierstedt 
OT Schackenthal 

OT Wilsleben 
OT Winningen 

 

 
 1.778 

 
2 

 
3 

 
Stadt Hecklingen 

 
OT Hecklingen 

OT Schneidlingen 
OT Groß Börnecke 

 

 
6.350 

 
7 

 
4 

 
Verbandsgemeinde 

Egelner Mulde 
 

 
11.974 

 
12 

 
5 
 

 
Verbandsgemeinde 

Saale-Wipper 
 

Stadt Güsten 
Gemeinde Giersleben 

 

 
 5.669 

 
6 

 
6 
 

 
Verbandsgemeinde 

Westliche Börde 
Stadt Kroppenstedt 

 

 
 1.558 

 
2 
 

 
 

 
Gesamt 

 

 
56.606 

 

 
58 

 
 
 
 
 


